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Gegenwärtigem, vom Gestern im Heute handelt 
der vorliegende Band: 29 renommierte Autorin
nen und Autoren begeben sich auf eine Spuren
suche im ehemaligen Osten und Westen sowie in 
der »Dritten Welt«.
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Berthold Vogel
Der »sorgende Staat« – ein Kriegsprodukt?

Der britische Sozialhistoriker Tony Judt wies in seinen letzten Lebensjah-
ren wiederholt darauf hin, dass wir dazu neigen, das 20. Jahrhundert »in
eine Gedenkstätte zu verwandeln, eine pädagogisch nützliche historische
Schreckenskammer«.1 Doch im Zuge dieser Verwandlung des vergan-
genen Jahrhunderts in einen Erinnerungsort gehen nach Auffassung Judts
wichtige gesellschaftliche und politische Erfahrungen verloren. Diese Er-
fahrungen sind freilich wichtig, um den wirtschaftlichen Wandel, die öko-
logischen Krisen und die sozialen Fragen von heute politisch bewältigen zu
können. Was waren nach Auffassung Judts die beiden zentralen Bausteine
dieser gesellschaftsgeschichtlichen Erfahrung des 20. Jahrhunderts? Ein-
mal die Präsenz des Krieges als sozialer Zustand und zum anderen der Auf-
stieg der politischen Organisation des Staates. Der Krieg war treibende
Kraft sozialer und ökonomischer Konflikte; zugleich sorgte er für techno-
logische und infrastrukturelle Modernisierung. Als Gesellschaftszustand
war und ist er gleichermaßen restaurativer Akt und revolutionäres Prinzip.
Zugleich wuchs die Staatsbedürftigkeit moderner Gesellschaften im Ver-
laufe des 20. Jahrhunderts exponentiell. Staatliche Aktivitäten wurden zur
Triebfeder ökonomischer Innovationen und rationalisierter Produktions-
systeme, sie schufen eine weite Landschaft öffentlicher Aktivitäten, sie wa-
ren die Garanten des Siegeszugs des Rechts, der Versicherung und der Ver-
waltung. Der »organisierte Kapitalismus« ist eine wichtige Chiffre für die
Beschreibung des Zusammenklangs von Staat und Ökonomie.2 Doch der
Aufstieg und dann schließlich der Niedergang des Staates waren auch mit
der ideologischen und technologischen Brutalisierung des Politischen ver-
bunden. Der Staat brachte die moderne Kriegsmaschine zum Laufen, und
er war das zentrale Lenkungsorgan inner- wie zwischengesellschaftlichen
Terrors.

Die Präsenz des Krieges als gesellschaftlicher Zustand und der Aufstieg
des Staates als politischer Organisationsform – auf den ersten Blick finden
wir hier eine spannungsreiche Wechselwirkung. Diese Wechselwirkung

1 Tony Judt, Das vergessene 20. Jahrhundert. Die Rückkehr des politischen Intel-
lektuellen, München 2010, S. 11.

2 Heinrich-August Winkler, Organisierter Kapitalismus. Voraussetzungen und An-
fänge, Göttingen 1974.
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gilt in doppelter Hinsicht: Zum einen verhalf die gesellschaftliche Tatsache
des Krieges dem modernen Staat zu beispiellosen Kapazitäten, indem er
Ressourcen organisierte und mobilisierte. Die Geburt des modernen Staa-
tes erfolgte daher nicht zuletzt aus dem Geiste der kriegerischen Mobil-
machung. Zum anderen ist der moderne Staat als sozialer Interventions-
und Leistungsstaat sowie als demokratischer Rechtsstaat eine Form der
politisch-praktischen Kriegsfolgenbewältigung. Er ist eine markante und
gesellschaftspolitisch weitreichende Antwort, die vor dem Hintergrund
exzessiver Gewalterfahrungen um Ausgleich und Befriedung bemüht ist.
Mit guten Gründen können wir davon sprechen, dass die Entwicklung
des Staates, insbesondere des modernen sorgenden und sichernden Wohl-
fahrtsstaates, nicht von der Kriegs- und Gewaltpräsenz des 20. Jahrhun-
derts zu trennen ist.3 Insbesondere nach dem Ende des Zweiten Weltkrie-
ges erhielt der Wohlfahrtsstaat die politische Bedeutung eines normativen
Ordnungsprinzips des Sozialen. Er löste sich aus der Konzentration auf
Sozialversicherung und arbeitsrechtliche Regulation und etablierte so-
ziale Menschenrechte, die gleichermaßen für alle Gesellschaftsmitglieder
Gültigkeit besitzen. Mit der politischen Etablierung des Wohlfahrtsstaa-
tes und mit seiner Transformation vom sozialpolitischen Instrument ge-
sellschaftlicher Problemlösung zu einem Prinzip demokratischer Gesell-
schaftsgestaltung war die Idee der Befriedung sozialer Widersprüche und
Konflikte verbunden. Die politische und rechtliche Organisation von So-
lidarität und Ausgleich sollte zu einem gesellschaftlichen (Klassen-)Klima
beitragen, in dem totalitäre und fundamentale Bestrebungen keinen Wi-
derhall mehr fänden.

Franz Xaver Kaufmann benennt diesen normativen Transformations-
prozess der Sozial- und Wohlfahrtspolitik nach 1945 sehr genau: »Dieser
Übergang von einer an der Arbeiterfrage orientierten Sozialpolitik [bis zu
den 1930er und 1940er Jahren, B.V.] zu einer grundsätzlich die gesamte
Bevölkerung betreffenden wohlfahrtsstaatlichen Verantwortung stellt eine
tiefgreifende Zäsur dar.«4 Der entscheidende Zeitraum ist hier der Dezem-
ber 1948. Die Vollversammlung der Vereinten Nationen verabschiedete
die »Universal Declaration of Human Rights«. Erstmals wurde eine in-
ternationale Verantwortung für die Wohlfahrtsentwicklung in der Welt
(welfare internationalism) postuliert, die zu einem Konzept der Menschen-

3 Vgl. Hartmut Kaelble, Kalter Krieg und Wohlfahrtsstaat. Europa 1945–1989,
München 2011; Hans-Günter Hockerts, Der deutsche Sozialstaat. Entfaltung
und Gefährdung seit 1945, Göttingen 2011.

4 Franz-Xaver Kaufmann, Die Entstehung sozialer Grundrechte und die wohl-
fahrtsstaatliche Entwicklung, Paderborn 2003, S. 16.
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rechte führte, »das neben den Freiheits- und politischen Partizipations-
rechten auch kulturelle, wirtschaftliche und soziale Teilhaberechte um-
fasst […], die wir hier abkürzend als soziale Grundrechte bezeichnen.
Obwohl die wohlfahrtsstaatliche Programmatik selbstverständlich auch
auf den Grundsätzen der individuellen Freiheitsrechte und der politischen
Mitwirkungsrechte aufbaut, sind doch diese sozialen Grundrechte spe-
zifisch für die Legitimation wohlfahrtsstaatlicher Entwicklung gewor-
den.«5 Im Mittelpunkt der Deklaration stand mithin Artikel 22, der die
normative Leitlinie wohlfahrtsstaatlicher Gestaltung des Sozialen formu-
lierte: »Jeder Mensch hat als Mitglied der Gesellschaft Recht auf soziale
Sicherheit; er hat Anspruch darauf, durch innerstaatliche Maßnahmen
und internationale Zusammenarbeit unter Berücksichtigung der Organi-
sation und der Hilfsmittel jedes Staates in den Genuss der für seine Würde
und die freie Entwicklung seiner Persönlichkeit unentbehrlichen wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte zu gelangen.« Bemerkens-
wert an der Gewährleistung und Leistungszusage sozialer Menschenrechte
als »Staatspflicht« ist freilich, dass sie sich als Rechtsnormen nicht mehr
nur auf die Sphäre der Erwerbsarbeit beziehen, der sie ursprünglich ent-
stammen. Vielmehr haben sie sich aus der Partikularität der Arbeits-
welt gelöst. Sie sind zu universalen Normen der Lebenswelt aller Bürger
geworden.

Der Wohlfahrtsstaat, wie wir ihn in den vergangenen Jahrzehnten ken-
nengelernt haben, ist zweifelsohne auch ein Kriegsprodukt, das heißt, eine
politische Reaktion auf die kriegerische, politische und innerstaatliche Ge-
walt im 20. Jahrhundert. Die Betonung liegt freilich auf dem Wort »auch«.
Denn den Wohlfahrtsstaat, der sich im Laufe des 20. Jahrhunderts entwi-
ckelt hat, alleine mit heißen und kalten Kriegen bzw. Totalitarismuserfah-
rungen in Verbindung zu bringen, heißt doch, die sozialhistorische und
ideengeschichtliche Entwicklung staatlichen Handelns in durchaus pro-
blematischer Weise zu funktionalisieren. Diese Funktionalisierung hat
zwei Seiten: Sie suggeriert auf der einen Seite, dass Gesellschaften primär
aus kriegerischen, gewaltbezogenen Erfahrungen lernen. In unserem Fall
bedeutet das, dass wir mit guten Gründen unterstellen, dass soziale Siche-
rung und politischer Ausgleich Gesellschaften friedfertiger machen. Aus
der Gewaltgeschichte des 20. Jahrhunderts lernen heißt dann, für den
Wohlfahrtsstaat zu plädieren. Für eine bestimmte Generation politischer
und kultureller Eliten ist dieser Zusammenhang fraglos gut nachzuzeich-
nen. Aber daraus kann kaum ein allgemein gültiges Funktionsprinzip des

5 Ebenda, S. 24f.
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Sozialen gemacht werden, das der Gleichung folgt: Krieg als Gesellschafts-
zustand provoziert Wohlfahrtsstaat als politische Antwort. Der stärkere
Teil der Funktionalisierung legt daher nahe, dass die Entwicklung des
Wohlfahrtsstaates einem Reiz-Reaktions-Schema folgt. Die wohlfahrts-
staatliche Expansion der westeuropäischen Nachkriegsgesellschaften als
Reaktionsform auf den Siegeszug des sogenannten Sozialismus in Osteu-
ropa zu beschreiben, bedeutet, wesentliche Quellen wohlfahrtsstaatlicher
Aktivitäten schlicht auszublenden oder in einen unzulässigen Zusammen-
hang zu stellen. Die starke und anhaltende Expansion des westeuropäi-
schen Wohlfahrtsstaates steht zweifelsohne in einem engen historischen
Zusammenhang mit der östlichen Systemkonkurrenz, aber die Idee des
Wohlfahrtsstaates als Strukturprinzip moderner, arbeitsteiliger und tech-
nologisch hoch differenzierter Gesellschaften hat eine weit längere Ent-
wicklungsgeschichte und verweist auf einen breiteren Ideenraum.

Die Systemkonkurrenz seit den 1950er Jahren ist das eine; das an-
dere sind die strukturellen Ausgangspunkte und die normativen Quellen
moderner Wohlfahrtsstaatlichkeit. Diese liegen anderenorts. Zu diesen
Ausgangspunkten und Quellen zählen zum einen die sozialkatholischen
Bemühungen um sozialen Ausgleich der Klassengegensätze und kras-
sen sozialen Benachteiligungen der aufstrebenden kapitalistischen Wirt-
schaftsorganisation. Im Laufe des späten 19. Jahrhunderts entstanden ka-
ritativ orientierte Sozialverbände und Vereinsstrukturen, die noch heute
Bestand haben – das Spektrum reicht hier von der Caritas über die Kol-
pingbewegung bis zu den Sozialakademien der Bistümer. Hinzu kommen
ebenfalls im Laufe der Industrialisierung die philanthropischen Bemü-
hungen zahlreicher Unternehmen, die konkrete infrastrukturelle Folgen
hatten: Werkssiedlungen, Gesundheitsversorgung, Durchsetzung von Hy-
gienestandards oder die Schaffung von berufsbezogenen Bildungseinrich-
tungen. Und schließlich ist der Wohlfahrtsstaat nicht nur eine Reaktion
auf die »sozialistische Bedrohung« von außen, sondern auch ein Ergebnis
der sozialdemokratischen und sozialistischen Bewegungen von innen: Wir
können den modernen Wohlfahrtsstaat nicht ohne Gewerkschafts- und
Genossenschaftsbewegung denken. Kurzum: Diese Quellen des sorgenden
und sichernden Staates entspringen der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts, und sie haben bis heute kaum an Kraft verloren. Das gilt für die ge-
sellschaftliche Präsenz kirchlicher Wohlfahrtsverbände wie »Caritas« und
»Diakonie«, die heute starke Akteure auf den Wohlfahrtsmärkten sind.
Hierzu zählen das Stiftungswesen und die Genossenschaften, die mög-
licherweise noch niemals so in Blüte standen wie heute und denen noch
eine große Zukunft bescheinigt wird. Und auch die Gewerkschaften als
Trägerinnen wohlfahrtsbezogenen Handelns und arbeits- und sozialrecht-
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licher Forderungen stehen heute weit weniger schlecht da, als dies bei-
spielsweise noch in den 1980er Jahren erwartet worden ist.

Krieg und Staat – die Zusammenhänge und Wechselwirkungen sind
deutlich. Dennoch dürfen wir dieses spannungsreiche Verhältnis nicht
in einem funktionalistischen Fehlschluss auflösen. Der sorgende und si-
chernde Wohlfahrtsstaat als normative Idee des Sozialen ist weit mehr als
ein »Kriegsprodukt«. Aber dennoch können wir nicht über die Expansion
und Stabilisierung des Wohlfahrtsstaates sprechen, wenn wir nicht die Ef-
fekte berücksichtigen, die durch die Präsenz des Krieges in den kollektiven
Erfahrungen der europäischen Gesellschaften seit der Mitte des 20. Jahr-
hunderts beschleunigt und bekräftigt wurden. Mit dem intervenierenden
und ausgleichenden Wohlfahrtsstaat hat sich seit den 1950er Jahren ein
spezifisches Gesellschaftsmodell der Sicherheit und Sorge etabliert, das
noch heute allgegenwärtig ist und dessen Niedergang die Aussicht auf er-
hebliche gesellschaftliche Friktionen und Fragmentierungen bietet. Dieses
Modell und seine Perspektiven werden im Folgenden skizziert.

Bau- und Gestaltungsprinzipien sorgender und
sichernder Wohlfahrtsstaatlichkeit

Die Architektur des sorgenden und sichernden Wohlfahrtsstaates ruht auf
einem Fundament sozialer, beruflicher und materieller Statusrechte.6 Mit
dem Begriff des Status sind positive und garantierte Rechte, aber auch
Pflichten verbunden, außerdem Befugnisse und Ansprüche, Privilegien
und Erwartungen. Eine Statusordnung begrenzt auf der einen Seite die
freie Wahl der Vertragsbeziehungen, indem sie eine Hierarchie von Privi-
legien und Zumutungen entwirft, doch zugleich ist sie auf der anderen
Seite weniger starr als ein Regime politischer Planung. Statusordnungen
gedeihen daher in einem Milieu sozialer Mobilität besonders gut. Das Eu-
ropa der Nachkriegszeit wurde von Aufsteigergesellschaften dominiert.
Als Gesellschaften dieses Typs waren sie bevorzugte Orte der Etablierung
sozialer und beruflicher Statusrechte.7 Die zentrale Vorstellung sozialer
Statusordnungen ist die staatlich regulierte und gesetzlich verordnete Ein-
schränkung der Vertragsfreiheit zwischen Marktakteuren. Dieses Prinzip

6 Claus Offe, »Soziale Sicherheit im supranationalen Kontext: Europäische Inte-
gration und die Zukunft des Europäischen Sozialmodells«, in: Max Miller (Hg.),
Welten des Kapitalismus. Institutionelle Alternativen in der globalisierten Öko-
nomie, Frankfurt am Main/New York, S. 189–226, hier S. 194.

7 Ebenda, S. 195.
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begrenzter und kontrollierter Vertragsfreiheit durch Statusrechte war –
wie Claus Offe hervorhebt – für die politischen und gesellschaftlichen Tra-
ditionen europäischer Wohlfahrtsstaaten konstitutiv. Es ist auf den Güter-
und Dienstleistungsmärkten ebenso wirksam wie in den Arbeitsbeziehun-
gen und in den Verfahren der Entgeltfindung und Einkommensverteilung.
Rechtlich begrenzte Freiheiten gelten mit Blick auf den Schutz kleinerer
und mittelständischer Unternehmen in Handel und Handwerk. Ein Proto-
typ des Schutzes wirtschaftlicher Statusrechte ist der Agrarsektor, aber in
gewissem Sinne gilt dies trotz aller Liberalisierungen auch für die »Netz-
werk-Sektoren« Transport, Energie und Kommunikation. Statusrechte
als Kontrollinstanzen sind schließlich auch im internationalen Handel,
im Zollwesen oder in den Bereichen von Forschung, Entwicklung und
technischer Innovationen wirksam. Diese statusbezogene Ordnung hat als
wohlfahrtsstaatliches Gestaltungsprinzip unterschiedliche zeitliche, so-
ziale und sachliche Rationalitäten und Bezugspunkte: die Berücksichti-
gung von Zukunft und Vergangenheit, die Rücksichtnahme auf Dritte und
die Einsicht in die vorteilhaften Wirkungen kollektiven wirtschaftlichen
Handelns im Unterschied zum individualisiert nutzenorientierten Kalkül
des Einzelakteurs oder -unternehmens. Statusrechte haben institutionelle
Effekte. Sie begrenzen, modifizieren und gestalten soziale und wirtschaft-
liche Konflikte. Mit der Etablierung von Statusrechten sind zudem Fragen
der Gleichheit und der Sicherheit verknüpft. Die Diskurse über Gleichheit
innerhalb der europäischen Wohlfahrtsstaaten konzentrieren sich nicht
auf Fragen der gleichen Ressourcenausstattung, sondern auf die Durchset-
zung gleicher Rechte – auf Zugang zu Bildung und Erwerbsarbeit oder
gegen Diskriminierung aufgrund personenbezogener Merkmale. Die Um-
verteilung innerhalb des Wohlfahrtsstaates ist keine Umverteilung zwi-
schen sozialen Klassen. Viel bedeutsamer ist die Umverteilung, die jenseits
der Klassenspaltungen stattfindet – zwischen den Generationen, zwischen
Männern und Frauen, zwischen Einpersonenhaushalten und Familien.
Der zentrale Prozess wohlfahrtsstaatlicher Umverteilungen findet nicht
zwischen, sondern innerhalb sozialer Klassen statt. Nicht die Verwirk-
lichung eines Gleichheits- oder Gerechtigkeitsversprechens steht im Vor-
dergrund, sondern die Durchsetzung von Sicherheits- und Schutzrechten
der erwerbstätigen Bevölkerung und ihrer Angehörigen. Diese Rechte zie-
len auf den Ausgleich von Marktschwankungen oder auf die Dämpfung
der allgemeinen Risiken des Erwerbslebens: »Anstatt also für materielle
Gleichheit zu sorgen, zielt der Wohlfahrtsstaat darauf ab, die Mehrheit der
Bürger in ein Arrangement von Sicherheit und Schutz ihres relativen Status
einzubeziehen. Sein Ziel ist es, einen Sockel zu schaffen, von dem niemand
herunterfallen solle, wobei sowohl die Höhe dieses Sockels als auch die
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Gesamtheit derjenigen, die in Bezug auf ihren absoluten und relativen Sta-
tus zu schützen sind, stets umstritten sind« – der Wohlfahrtsstaat als per-
manentes Konfliktfeld.8

Der Wohlfahrtsstaat als sorgender Staat ist mithin ein Ort der Aus-
einandersetzungen und keineswegs eine Idylle paternalistischer Friedfer-
tigkeit. Hinzu kommt, dass der sorgende Staat weit mehr war und ist als
lediglich ein (ver)sichernder Staat. Die staatliche Sorge und Vorsorge – als
Ausdruck politischer Planung, materieller Zuwendung und rechtlicher
Gestaltung – zielte auf mehrere Felder:
– auf die Minimierung sozialer Risiken und die Dämpfung sozialer und

materieller Ungleichheiten durch staatliche Garantien der Statussiche-
rung in den erwerbsbiografischen, gesundheitlichen und altersbezoge-
nen Wechselfällen des Lebens;

– auf die Absicherung beruflicher Karrieren und die Öffnung sozialer
Aufstiegsperspektiven durch schulische, betriebliche und universitäre
Bildung, die von einem Bildungsbegriff getragen wurde, der auf indi-
viduelle Emanzipation zielt, und nicht auf die betriebswirtschaftliche
Passgenauigkeit von Ausbildungsgängen;

– auf die klare Trennung von beruflichen und privaten Arbeitswelten und
damit auf die Festigung von Geschlechterrollen, die Strukturierung pri-
vater Lebenswelten und die Formung des familiären Zusammenlebens;

– auf die Organisation und den Ausbau öffentlicher Dienste als Systeme
der Daseinsvorsorge, aber auch als expansive Felder der Dienstleis-
tungsbeschäftigung. Der sorgende Wohlfahrtsstaat war immer ein dy-
namischer Wirtschaftsmotor und ein Ort beruflicher Mobilität. Das
Modell sorgender Staatlichkeit ermöglicht sozialstrukturelle Beruhi-
gung, aber eröffnet auch Mobilitätschancen und berufliche Dynamik.
Die Geschichte vom »sorgenden Staat« ist daher die Geschichte einer
Aufsteigergesellschaft.9

Der Sozialhistoriker Josef Mooser schildert in seiner Sozialgeschichte
des Struktur- und Mentalitätswandels der Arbeiterschaft diese Aufstiegs-
dynamik am Beispiel der Arbeitersöhne aus den frühindustriellen »Sweat-
Shops«. In einem ersten Schritt auf der sozialen Stufenleiter stiegen sie zur
Reihenhausarbeiterklasse in der Periode des entwickelten Industriekapita-
lismus und der ersten wohlfahrtsstaatlichen Sicherungen auf. Deren Söhne
und – sehr wichtig – auch Töchter wiederum etablierten sich zur neuen
Mittelklasse technischer Intelligenz und der Verwaltung des reifen Wohl-

8 Ebenda, S. 203.
9 Vgl. Abram de Swaan, Der sorgende Staat, Frankfurt am Main/New York 1993.
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fahrtsstaates.10 Ähnliche Aufstiegsgeschichten könnten anhand interge-
nerationaler Mobilitäten in der Handwerker- oder Bauernschaft erzählt
werden. Aus diesen Soziallagen entsprangen die neuen, dienstleistungs-
orientierten Angestelltenmilieus, die einen spezifischen Habitus und cha-
rakteristische Orientierungen ausprägten. Während diese aufstiegsorien-
tierten und statusbesorgten Milieus allmählich das gesellschaftliche Klima
einer modernisierten Gesellschaft dominierten, begann der stetige, aber
unwiderrufliche Abstieg anderer gesellschaftlicher Klassen und Milieus.
Hier ist insbesondere an das Selbständigenmilieu der Einzelhändler und
Bauern, aber auch an den kontinuierlichen sozialen Abstiegsprozess der
Industriearbeiterschaft zu denken, die durch den ökonomischen Struktur-
wandel nicht nur ihre »objektive« Basis verlor, sondern spätestens seit den
frühen 1970er Jahren auch ihre kulturelle Relevanz und gesellschaftspoli-
tische Prägekraft Stück für Stück einbüßte. Die in den Nachkriegsjahr-
zehnten latenten, aber auch manifesten Generationenkonflikte zwischen
den Aufsteigern einer immer stärker dienstleistungsorientierten Gesell-
schaft und ihren Elternhäusern sind ein wesentliches Resultat expansi-
ver, das öffentliche Leben und die Welt der Erwerbsarbeit dominierender
Wohlfahrtsstaatlichkeit.

Klasseneffekte des Wohlfahrtsstaates

Der Wohlfahrtsstaat hat klassenbildende Effekte. Alle wohlfahrtsstaatlich
geprägten Gesellschaften haben sich in der zweiten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts in ihrer Sozialstruktur und Mentalität markant verändert. Aus
agrarisch bzw. industriell geprägten Gesellschaften, die sich durch klare
Klassengrenzen und deutliche regionale oder auch konfessionell geprägte
Milieuorientierungen auszeichneten, sind Gesellschaften mit einer star-
ken »Mitte« geworden, die sich durch soziale Angleichungsprozesse, aber
auch durch ein hohes Maß an sozialer und beruflicher Mobilität auszeich-
nen. Status- und Konsumfragen spielen hierbei eine stärkere Rolle. Insbe-
sondere der gestiegene Wohlstand und die verbreiteten Konsummöglich-
keiten tragen und repräsentieren soziale Aufwärtsprozesse. Je stärker die
Mittelschichten den gesellschaftlichen Ton angeben, desto wichtiger wer-
den die feinen Unterschiede zwischen den Professionsgruppen und
Dienstklassen innerhalb der Mittelschicht. Vereinheitlichung und Diffe-
renzierung sind daher gleichlaufende Prozesse, die einander nicht aus-

10 Vgl. Josef Mooser, Arbeiterleben in Deutschland. 1900–1970, Frankfurt am
Main 1984.
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schließen, sondern ergänzen. Im Zentrum dieser klassenbildenden Effekte
des Wohlfahrtsstaates stehen die Berufsfelder der öffentlichen Dienste.
Dieses Kernmilieu der sozialen Mitte repräsentiert in seinen Abstufungen
von einfachen, gehobenen und höheren Diensten, mit seinen Laufbahn-
effekten und sozialen Graduierungen geradezu eine Idealwelt der Mit-
telschicht. Der öffentliche Dienst ist heute zwar nur noch begrenzt ein
Aufsteigermilieu – gleichwohl war er in den vergangenen Jahrzehnten ein
echter Aufstiegsmotor.

Die empirischen Analysen der Bildungssoziologen Hans-Peter Blossfeld
und Rolf Becker zeigen am Beispiel von Erwerbsbiografien und Berufsver-
läufen im öffentlichen Sektor den Zusammenhang von »Staatsexpansion
und Karrierechancen«.11 Mithilfe von Kohortenanalysen gehen sie den
Beschäftigungs- und Mobilitätseffekten expansiver Staatsaktivitäten seit
den 1960er Jahren nach. Zwei Thesen werden dabei vorgelegt: Die erste
besagt, dass in der Kohortenfolge gerade die Generationen verstärkt im
öffentlichen Dienst Beschäftigung finden konnten, die in der Expansions-
phase des Staates in das Beschäftigungssystem eingetreten sind, denn
Berufsanfängern fällt es sehr viel leichter, sich in neuen Beschäftigungsfel-
dern zu etablieren. Die zweite These geht davon aus, dass gerade die be-
ruffachlich gut qualifizierten Arbeitskräfte von der Ausdehnung staat-
licher Arbeitsmärkte profitieren konnten. Die Bildungsexpansion und die
Ausweitung staatlicher Beschäftigung greifen ineinander. Die Ausdehnung
öffentlicher Beschäftigung hat auf diese Weise selektive Effekte, indem be-
stimmte Gruppen der Gesellschaft in besonderer Weise von dieser Ent-
wicklung profitieren konnten. Die Entwicklung des öffentlichen Sektors
seit den 1950er Jahren hatte demzufolge keinen universalen, die gesamte
Gesellschaft erfassenden »Upgradingeffekt« auf die Sozialstrukturent-
wicklung. Insofern geht es in diesem Fall nicht um kollektive Fahrstuhlef-
fekte, sondern um eine Neugliederung der Gesellschaftsstruktur. Aufstei-
gergesellschaften kennen eigene Ungleichheitseffekte, insbesondere mit
Blick auf Generationen-, Bildungs- und Geschlechterfragen. Die Relatio-
nen sozialer Ungleichheiten zwischen den Generationen, zwischen den Ab-
solventen des Bildungssystems und zwischen Männern und Frauen verän-
dern sich.12

11 Hans-Peter Blossfeld/Rolf Becker, »Arbeitsmarktprozesse zwischen öffent-
lichem und privatwirtschaftlichem Sektor«, in: Mitteilungen aus der Arbeits-
markt- und Berufsforschung 22 (1989) H. 2, S. 233–247.

12 Vgl. hierzu insbesondere Berthold Vogel, Wohlstandskonflikte. Soziale Fragen,
die aus der Mitte kommen, Hamburg 2009, S. 149ff.
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Mit dem Ausbau des Wohlfahrtsstaates entsteht eine neue soziale Klasse
der Pädagogen und Therapeuten, der Verwalter und Versicherer, der Be-
rater und Versorger. Wichtig ist in diesem Zusammenhang zudem die Aus-
dehnung der freien Berufe der Planer, Entwickler, Werber und Veranstal-
ter – aber auch hier gilt, dass deren wirtschaftliche Leistungskraft und
Überlebensfähigkeit in engem Zusammenhang mit staatlicher Investitions-
bereitschaft und öffentlicher Wirtschaft stehen. Der Wohlfahrtsstaat dient
als tragfähige Karriereleiter – für Männer, insbesondere aber auch für
Frauen; für Fachkräfte, insbesondere aber für Absolventen des höheren
Bildungswesens. An den skizzierten Generationen-, Bildungs- und Ge-
schlechtereffekten lässt sich die innere Dynamik von Gesellschaften nach-
zeichnen, die durch sorgende und sichernde Staatlichkeit geprägt sind.
Diese innere Dynamik spiegelt sich freilich nicht nur in der Architektur
einer Gesellschaft, sondern auch in ihren Mentalitäten, in ihrer Sozialkul-
tur. Die kulturelle Hegemonie der Mittelschicht produziert beflissene Auf-
steiger und nervöse Statussucher, die peinlich genau auf soziale Abstände
und symbolische Abgrenzung achten, die stets befürchten, zu kurz zu
kommen und die die soziale Gerechtigkeit in all ihren Abschattierungen
der Generationen-, Geschlechter-, Bildungs- und Einkommensgerechtig-
keit zu ihrem Lebensthema machen. Das ist das zwiespältige Erbe einer auf
Sorge und Sicherheit hin orientierten Mittelschichtsgesellschaft.

Wie auch immer wir aus soziologischer Sicht die Konturen des sorgen-
den und sichernden Wohlfahrtsstaates beurteilen mögen: Mit der Expan-
sion staatlicher und öffentlicher Aktivitäten hat sich erstens die Struktur
der Arbeitswelt in entscheidender Weise verändert. Sie ist geordneter,
rechtlich strukturierter, aber auch qualifizierter und weiblicher geworden.
Zweitens ist eine neue Gliederung der sozialen Wirklichkeit entstanden,
die ein starkes Zentrum der Gesellschaft ausgeprägt hat. Soziale Polarisie-
rungen und markante Ungleichheiten haben sich ebenso nivelliert wie
regionale oder religiöse Milieutrennungen. Mit dieser »Vermittelschich-
tung« moderner wohlfahrtsstaatlich geprägter Gesellschaften war zu-
gleich eine bemerkenswerte soziale Aufwärtsdynamik verbunden, die mit
der Praxis wohlfahrtsstaatlicher Intervention auch soziale und berufliche
Mobilitäten forcierte. Drittens ist mit dem sichernden und sorgenden
Wohlfahrtsstaat auch eine bestimmte normative Ordnung des Sozialen
entstanden, ein Bewusstsein gegenseitiger Verantwortung und hilfreichen
Beistands. Abram de Swaan spricht in diesem Zusammenhang von der
Etablierung eines »sozialen Bewusstseins«.13 Vor allem diesen Punkt hatte

13 Swaan, Der sorgende Staat.
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Tony Judt im Blick, als er davor warnte, das 20. Jahrhundert nur noch als
ein Zeitalter vergangener Ideen und überwundener gesellschaftlicher Rea-
litäten zu betrachten.

(Notwendige) Veränderungen des wohlfahrtsstaatlichen Modells

Doch mit der Erinnerung an das wohlfahrtsstaatliche Erbe des 20. Jahr-
hunderts ist nicht die Zukunft gewonnen. Die Fragen bleiben offen: Wer
trägt den Wohlfahrtsstaat? Wo materialisiert sich der Wohlfahrtsstaat? Es
geht um Akteure und Orte sowie deren Veränderungen und Konflikte. Der
für den sorgenden und sichernden Staat zentrale Punkt war: Die Antwort
auf Konflikte um Wohlstand und Status war in der zweiten Hälfte des
20. Jahrhunderts »Mehr«. Der Wohlfahrtsstaat war eine Wachstums-
maschine, deren soziale, kulturelle, ökologische und ökonomische Folge-
kosten in retrospektiven Überlegungen eher unterschätzt werden. Die ent-
scheidende Frage für den Wohlfahrtsstaat von morgen wird sein, wie
organisieren wir das »Weniger«? Wie gestalten wir Schrumpfungskon-
flikte? Gibt es einen devolutiven Wohlfahrtsstaat, der eine neue Form von
Wohlstand schafft, der jenseits von unbegrenzten Teilhabe- und Konsum-
bedürfnissen steht? Diese Frage kann in soziologischer Perspektive nicht
ohne Akteure und ohne die Angabe von Räumen der Neugestaltung be-
antwortet werden. Es braucht daher neue Trägergruppen in der Gesell-
schaft, die für Wohlstand jenseits der Wachstumsgesellschaft stehen und
die zugleich Profiteure einer Devolution sind. Tim Jackson beschreibt in
seinem Text »Wohlstand ohne Wachstum« diese Perspektive und ihre Ak-
teure: Es ist eine neue soziale Klasse technischer und ökologischer Intelli-
genz, die das Gemeinwohl ebenso schätzt wie die private Initiative.14 Sie
sind die Produzenten der common goods. Und die Produktion dieser com-
mon goods findet im Prozess einer Rekommunalisierung der Gesell-
schaftspolitik statt. In der Neubestimmung der Ideen der Wirtschaftsde-
mokratie, der Kommunalität und der Subsidiarität liegt die Hoffnung für
einen zeitgemäßen Wohlfahrtsstaat für das 21. Jahrhundert, der die öffent-
lichen Infrastrukturen, die demokratische Zugänglichkeit meritorischer
Güter und die Sorge um das Ganze zu Leitprinzipien einer neuen Gesell-
schaftspolitik macht. Die Potenziale des Wohlfahrtsstaates liegen in seiner
unbedingten Verpflichtung auf das Gemeinwohl, dessen ökologischer und
ökonomischer, kultureller und sozialer Zielpunkt die Gestaltung einer Ge-

14 Tim Jackson, Wohlstand ohne Wachstum. Leben und Wirtschaften in einer end-
lichen Welt, Berlin 2011.
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sellschaft des Weniger sein muss. Der sorgende und sichernde Wohlfahrts-
staat ist hierbei zwar kein struktureller und ökonomischer Referenzpunkt
mehr, aber er ist dennoch weit mehr als nur Erinnerungsort. In seiner Re-
präsentanz der Idee der politischen Gestaltbarkeit der Gesellschaft ist er
vor allem normatives Erbe. Darauf immer wieder hingewiesen zu haben,
ist ein besonderes Verdienst der Sozialgeschichtsschreibung Tony Judts.
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